
Das mittelamerikanische Land mit
4,4 Millionen Einwohnern schaffte
1949 das Militär ab und investierte
das Geld in Bildung und in das Ge-
sundheitswesen. Innerhalb weniger
Jahrzehnte wandelte sich Costa Rica
vom Agrar- zum Dienstleistungs- und
Industriestaat. 2008 lag das Pro-Kopf-
Einkommen bei rund 6600 Dollar.

Zwischen 1990 und 2003 sind 4,3 Milliar-
den Dollar Entwicklungshilfe nach Haiti
geflossen. Die knapp neun Millionen Men-
schen sind aber immer ärmer geworden.
Warum hilft Hilfe nicht?

Armut hat viele Gründe. Es können
schlechte Regierungen sein, es können
globale Wirtschaftsstrukturen sein, die
bisher vor allem Europäern und anderen
Industriestaaten nützen. Entwicklungs-
hilfe wiederum kann diese Verhältnisse
sogar zementieren. Der negative Effekt
auf arme Länder ist fast überall zu sehen.
Sie schwächt die Wettbewerbsfähigkeit
und unterstützt eine Nehmermentalität.
Denn nichts ist umsonst. Die Geber ha-
ben ihre Gründe für ihre Hilfszusagen.

Dass in Haiti Katastrophenhilfe notwen-

dig ist, sehen alle. Aber was sollte nach der
Nothilfe kommen?

Man muss sich auf die Menschen konzen-
trieren. Wer Haiti helfen will, darf die
Haitianer nicht weiter ignorieren. Sie
sind seit ihrer Unabhängigkeit ignoriert
worden. Auch die Helfer sind immer mit
ihrer eigenen Agenda ins Land gekom-
men. Das ist eine Parallele zu Afrika. Da
war das auch nicht anders. Der Wieder-
aufbau kann nicht darin bestehen, dass
die Geberländer die Straßen reparieren
und die Gebäude da wieder aufbauen, wo
sie waren. Ein sinnvoller Wiederaufbau
ist nur möglich, wenn die Haitianer in
der Lage sind zu sagen, wie sie sich die
Zukunft vorstellen. Und zwar nicht nur
die Regierung und einige Privilegierte.

Das Erdbeben zeigt eigentlich sehr deut-
lich, dass die Hilfsindustrie nicht auf die
Menschen zielt, denen sie angeblich hel-
fen will. Es geht darum, Menschen in die
Lage zu versetzen, ihr Schicksal in die ei-
gene Hand zu nehmen. Es ist kein Natur-
gesetz, dass Haiti arm ist.

Wenn Sie in ihr eigenes Land schauen, er-
scheint das Konzept der erweiterten Fami-
lie als Entwicklungshindernis. Wer Geld
verdient, ist nicht nur für die eigene Fami-
lie sondern oft für das halbe Dorf verant-
wortlich. Brauchen Afrikaner mehr Indivi-
dualisierung, um Erfolg zu haben?

Auch hier gilt: Es ist kein Problem, Geld
ins Dorf zu geben. Das Problem ist zu ver-
suchen, der Babysitter seines Dorfes zu
sein. Auch auf dieser individuellen Basis

führt das Geben von Geld nur zu neuer
Abhängigkeit. Es geht um strategisches
Denken. Will man seinem Dorf helfen,

oder will man der großzügige Geber sein,
eine Art Halbgott? Es geht auch hier da-
rum, Menschen zu ermöglichen, ihr
Schicksal selbst zu bestimmen. Es geht

nicht darum, Geld zu schicken, sondern
darum, Möglichkeiten zu eröffnen. Letz-
teres ist erfolgreicher.

Kenianische Politiker, vermutlich die best-
verdienenden der Welt, brauchen ihr Geld
auch, um Begräbnisse und andere Küm-
mernisse ihrer Wähler zu bezahlen. Eine
Art erweitertes Konzept der erweiterten
Familie. Wie kann das verändert werden?

In Kenia entwickelt sich das politische
System gerade weiter. Der von Ihnen be-
schriebene Politikertyp ist nicht mehr au-
tomatisch der erfolgreichste. Die Leute
glauben nicht mehr, dass der reiche Herr
Allwissend die richtige Person ist, um
das Land zu entwickeln. Die Menschen
ändern, was ihnen nicht gefällt. Nicht
schnell, aber es passiert.

Was halten Sie von dem Angebot einiger
afrikanischer Länder an die Haitianer,
ihre Heimat zu verlassen und im Senegal
oder der Demokratischen Republik Kongo
auf einem Stück Land neu anzufangen? Ist
das realistisch? Ich kenne kein afrikani-
sches Land ohne Landkonflikte.

Ich empfinde das als starkes psychologi-
sches Signal an die Afrikaner außerhalb
des Kontinents. Das könnte der Beginn
einer neuen engeren Beziehung zwi-
schen Afrikanern in Afrika und der Dias-
pora sein. Natürlich gibt es noch keinen
Vorschlag, wie das praktisch aussehen
soll. Aber die Idee, Möglichkeiten in
Afrika besser zu nutzen, die Vorstellung,
dass Afrikaner aus der Diaspora mehr in
Afrika investieren, die gefällt mir.

Heute gilt Chile als die stabilste Volks-
wirtschaft Lateinamerikas, seit kur-
zem ist das Land Mitglied der OECD.
Unter der Diktatur von Augusto Pino-
chet wurde die Wirtschaft in den 70er
Jahren radikal geöffnet, die zivilen Re-
gierungen ab 1990 setzten auf die In-
tegration in den Weltmarkt. Chile han-
delt mit Wein, Obst und Kupfer.

Auf dem Entwicklungsindex der Verein-
ten Nationen steht Liberia, der zweitäl-
teste unabhängige Staat Afrikas, fast
am Ende – auch eine Folge des jahre-
langen Bürgerkriegs bis 2003. Der
größte Teil der Bürger ist ohne Arbeit,
die Wirtschaft durch den Krieg weitge-
hend zerstört. Das Einkommen liegt
bei geschätzten 400 Dollar je Bürger.

Platz 175 von 182 auf dem UN-Ent-
wicklungsindex, lange Dürreperioden,
einer von zehn Säuglingen stirbt – der
Tschad gehört zu den ärmsten Län-
dern der Welt, mit wenig Aussicht auf
Besserung. Seit Jahren greift der Kon-
flikt beim Nachbarn Sudan auf das
Land über. Die Wirtschaftsleistung
liegt bei 747 Dollar je Kopf.

Nach dem Völkermord in Ruanda
1994 hatte das Land rund eine Mil-
lion Tote zu beklagen, rund vier Millio-
nen Menschen waren auf der Flucht.
Seit 2003 reformiert die Regierung
des dichtbesiedeltsten Landes Afri-
kas erfolgreich Rechtsstaat und
Grundversorgung – etwa durch kosten-
lose Schulbildung.

Innerhalb weniger Jahrzehnte hat sich
Malaysia zu einer der wichtigsten Han-
delsnationen für IT-Güter entwickelt.
2020 will das Schwellenland zu den
entwickelten Industrienationen gehö-
ren. Der Anteil der Menschen, die dort
unterhalb der Armutsgrenze leben, lag
2008 bei 5,1 Prozent – und damit 1,8
Prozent niedriger als im Jahr 2000.

1957 wurde Ghana als erstes afrikani-
sches Land südlich der Sahara unab-
hängig. Nach etlichen politischen Um-
stürzen wurden Wirtschaft und Gesell-
schaft in den 90er Jahren grundle-
gend reformiert. Heute gilt Ghana als
stabile Demokratie mit Vorbildcharak-
ter in Afrika. Das Pro-Kopf-Einkommen
liegt bei rund 700 Dollar.
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Den Vereinten Nationen zufolge ist
Osttimor das ärmste Land Asiens.
Seit 2002 ist die Ex-Kolonie Portugals
unabhängig, nach Jahren des Bürger-
kriegs sind große Teile der Infrastruk-
tur aber noch stark beschädigt. Mehr
als jeder fünfte Einwohner gilt als un-
terernährt, jeder zweite kann nicht le-
sen und schreiben, vier von zehn Bür-
ger verdienen weniger als einen Dollar
am Tag. Doch es gibt Hoffnung: Das
Land besitzt Ölvorkommen.

Zwischen 1983 und 2005 herrschte
in dem Land Bürgerkrieg ohne Unter-
lass – entsprechend prekär ist die
Lage der Bürger. Noch immer sind ei-
nige Regionen instabil, nirgends gibt
es so viele Vertriebene wie im Sudan.
Das Land hat Bodenschätze – Gold,
Uran, Marmor, Eisen und Öl, auf das
sich China den Zugriff gesichert hat.

Laut Weltgesundheitsorganisation
WHO zählt Sierra Leone zu den fünf
Ländern mit der geringsten Lebenser-
wartung weltweit, nicht einmal 43
Jahre werden die Bürger dort alt.
Das Land ist trotz seines Diamanten-
reichtums das ärmste der Welt, auch
wegen des jahrelangen Bürgerkrieges,
der erst 2000 endete.

Schon vor dem Beben war der Karibik-
staat das Armenhaus der Welt. Die
Ursache reicht weit zurück: 1804, als
Frankreich das Land in die Unabhän-
gigkeit entließ, verlangte es Entschädi-
gung – Haiti zahlte jahrzehntelang. Zu-
dem richteten gierige Despoten das
Land zugrunde. Die Wirtschaftsdaten
sind katastrophal: Das Pro-Kopf-Ein-
kommen liegt bei 630 Dollar, die Le-
benserwartung bei 50 Jahren. Wegen
der Misere glaubt kaum ein Bürger
noch an den Staat. „Jeder, der weg-
kann, geht“, sagt Stefan Rinke, Latein-
amerika-Experte der FU Berlin.

J etzt fließt das Geld. Die EU überweist Haiti für den
Aufbau nach dem Erdbeben 400 Millionen Euro.Gut
100MillionenkommenvondenVereintenNationen,au-
ßerdem will die Weltbank einen Kredit geben. Auch ein

erneuter Schuldenerlass ist im Gespräch. Zwei Milliarden
Euro im Jahr sind nötig, damit das zerstörte Land eine neue
Chance bekommt, glaubt Leonel Fernández, Präsident der
benachbarten Dominikanischen Republik.

Chilehat seine Chancegenutzt. Noch 1970 galt ein Groß-
teilderKinderalsunterernährt,wieineinemDrittweltstaat.
Heute liegt das Pro-Kopf-Einkommen bei einem Drittel des
deutschen Niveaus, jüngst fand das südamerikanische Land
sogar Aufnahme in den exklusiven Wirtschaftsklub OECD.

Haiti und Chile stehen für zwei Extreme: DerKaribikstaat
gehört seit Jahrzehnten zu den ärmsten Ländern der Welt,
ohneHoffnungaufBesserung. DerEx-DiktaturChile gelang
dagegen allmählich der Aufstieg, obwohl auch dort heftige
Erdbeben für Rückschläge und großes Leid sorgten. Doch
warumbleibendieeinenbettelarm,trotzoftbeständigermil-
lionenschwerer Hilfen aus dem Ausland, während sich die
anderen zu Wohlstand hocharbeiten?

AndieserFrageforschenEntwicklungsökonomenseitJah-
ren. Für Kritiker des westlichen Wirtschaftsmodells steht
fest,dassdiereichenLänderdiearmenausbeutenundsieals
billigeWerkbankmissbrauchen,ohneChanceaufeinenach-
haltige Entwicklung. Dagegen steht der Erfolg der Globali-
sierung – die Zahl der Menschen, die von weniger als einem
DollaramTag leben müssen, hatsich seit Anfangderachtzi-
ger Jahre halbiert. Vor allem in Asien ist die Armut massiv
zurückgegangen, in Staaten, die auf privates Unternehmer-
tum und Auslandsinvestitionen setzen. In Afrika verlief die
Entwicklung entgegengesetzt, die Lage wird eher schlech-
ter als besser – erst recht durch die Wirtschaftskrise. Von
der„bottombillion“,derunterenMilliardederWeltbevölke-
rung, die womöglich auf Dauer von der Entwicklung abge-
hängt sei, spricht Paul Collier von der Universität Oxford.

Als zuverlässige Entwicklungsbremse gilt paradoxer-
weiseReichtum–anBodenschätzen.NurwenigenRegierun-
gen gelingt es, die Gewinne aus der Förderung von Öl, Gas,
oder Edelsteinen sinnvoll zu verteilen. Korruption, interne
Verteilungskonflikte, schlimmstenfalls Bürgerkriege sind
oftdas Ergebnis. „Wirsprechenauchvom ,FluchderRente’,
weil sich die Staatsmacht oftmals die Gelder aneignet und
sie nach Belieben verteilt“, sagt Christian von Haldenwang,
WissenschaftleramDeutschenInstitut fürEntwicklungspo-

litik (DIE). Zu besichtigen ist dies im ölreichen Nigeria oder
in der Demokratischen Republik Kongo mit seinen Diaman-
tenminen. Eines der wenigen positiven Beispiele ist Chile:
Das Land zahlt die Überschüsse aus der Kupferproduktion
in einen Fonds ein, um für schlechte Zeiten vorzusorgen.
„UnteranderemdiesesGeldhat geholfen,die Finanzkrise in
Chile abzufedern“, sagt von Haldenwang.

Auch das Klima und die Lage eines Landes spielen eine
Rolle:Wüstenklima, Hochgebirge,eineBinnenlageoderdie
Nachbarschaft zu Chaos-Staaten sind nicht eben gute Vo-
raussetzungen für Wohlstand. Und ist ein Staat erst einmal
gescheitert, mit einer unfähigen Regierung, schwachen In-
stitutionen und einer am Boden liegenden Wirtschaft, dau-
ert es mehr als fünf Jahrzehnte, bis sich die Verhältnisse än-
dern, hat der Oxford-Ökonom Collier ausgerechnet.

WichtigistauchdieLastderGeschichte–dasErbedesKo-
lonialismus.„Die NuancendeskolonialenUnterdrückungs-
systems bestimmen, wie nachhaltig dieses Übel noch heute
wirkt“, sagt Joachim von Braun, Ökonom am Zentrum für
Entwicklungsforschung der Universität Bonn. Besonders
ehemalige Kolonien Belgiens und Portugals hätten es heute
schwer.„DortwurdewederBildungzugelassennocheineIn-
frastruktur aufgebaut. Das haben die Briten in ihren Kolo-
nien besser gemacht“, sagt von Braun.

Und was ist mit dem vielen Geld, das die reichen Länder
den Armen überweisen? 120 Milliarden Dollar waren es
2008. Entwicklungshilfe hilft – aber nicht immer. „Länder
entwickeln sich nicht, weil sie Unterstützung von außen be-
kommen, sondern weil sie eine gute Politik machen“, weiß
Winfried Hamacher, Fachmann beim Deutschen Entwick-
lungsdienst. „Der Glaube, wir im Westen sind die Macher,
die den Weg zum Wohlstand kennen, ist anmaßend.“ Es
gebe keinenBeleg inder Geschichte, dasses so funktioniert.
„EntwicklungspolitikalleinkannkeinegünstigenBedingun-
gen schaffen, sie kann sie nur verstärken“, stimmt DIE-For-
schervonHaldenwangzu.AbernichtimmergelingtderAuf-
bau eines funktionierenden, demokratischen Staatswesens.
Forscher sehen ein Pro-Kopf-Einkommen von 600 Dollar
alsUntergrenzean–darunterfehlendenLänderndieMittel.
Gerichte,Behörden,eineStaatsmacht,Gesetzesindaberdie
wichtigsten Voraussetzungen für Erfolg. „Für demokrati-
sche und gut geführte öffentliche Verwaltungen gibt es eine
Rendite, das zeigen viele Studien“, sagt von Haldenwang.

Aufstieg funktioniert aber nur, wenn die reichen Länder
die armen auch mitspielen lassen. Hier ist die EU kein Vor-
bild – sie subventioniert Agrarprodukte so stark, dass billi-
ger produzierende Bauern aus Entwicklungsländern oft
keine Absatzchance haben.  Mitarbeit: mho

Das „Land der Aufrechten“ ist stabil,
aber arm: Im UN-Entwicklungsindex
belegt es Platz 177 von 182. Wegen
des Klimas ist die Landwirtschaft un-
produktiv, jeder Bürger erwirtschaftet
480 Dollar im Jahr. Bei einem Natio-
naleinkommen von 7,3 Milliarden Dol-
lar drücken das Land Schulden von
1,5 Milliarden Dollar.

In der Antike war der Jemen reich,
heute fehlt es an allen Ecken und En-
den. Wachsende Probleme bereitet
die innenpolitische Lage, durch die
wachsende Macht von Terroristen
könnte auch der Jemen zu einem
scheiternden Staat werden. Die Wirt-
schaftsleistung liegt immerhin noch
bei 870 Dollar pro Kopf.
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Auf der Liste der gescheiterten Staa-
ten steht Afghanistan ganz oben. Die
Friedensperioden in der Geschichte
sind nur kurz. Zu den Wirtschaftsda-
ten gibt es nur Schätzungen, so wird
das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf auf
350 Dollar taxiert. Sieben von zehn
Afghanen sind Analphabeten. Stark
ist das Land vor allem beim Opium-An-
bau, mehr als 90 Prozent der Weltpro-
duktion sollen vom Hindukusch kom-
men. Zwei Drittel der Bevölkerung ar-
beiten in der Landwirtschaft, obwohl
nur sechs Prozent der Staatsfläche
als nutzbar gelten.
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Wenn Hilfe nicht hilft
In Ländern wie Haiti herrscht seit Jahrzehnten große Not – anderen gelingt der Aufstieg. Die Regierungen haben es selbst in der Hand, sagen Forscher
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„Es geht darum, das Schicksal selbst zu bestimmen“
Der kenianische Ökonom James Shikwati über die negativen Effekte von Entwicklungshilfe und die Chancen seines Kontinents
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ENTWICKLUNGSLÄNDER Warum die Armen arm bleiben

Von Carsten Brönstrup

und Jahel Mielke

AFGHANISTAN
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